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Krisenmanagement 
ist lernbar

von Dieter Franke, ZfZ-AKNZ

trachtung. Interessant dabei
ein Rückblick über das letzte
Jahrzehnt. Strukturen, die sich
scheinbar erst heute er-
schließen, waren für den auf-
merksamen Beobachter schon
lange zu erkennen. Der 11.
September 2001 steht letztend-
lich nur für ein unübersehba-
res Ereignis, das nicht nur lan-
ge angekündigt, sondern sogar
in zuständigen Gremien als
Option der Bedrohung disku-
tiert worden war. 

Die aktuellen Stichworte
dürfen den Blick nicht ein-
schränken. Innere und äußere
Sicherheit sind, wenn auch un-
terschiedlich intensiv, verschie-
denen Gefahren ausgesetzt.
Neben terroristischen Motiven
dürfen kriminelle (erpresseri-

Seit einigen Wochen führt
die Akademie für Krisenmana-
gement, Notfallplanung und
Zivilschutz in Bad Neuenahr-
Ahrweiler Seminare unter der
Bezeichnung �Krisenmanage-
ment� durch. In Bevölkerungs-
schutz 3/2002 wurden Gründe
für die Erweiterung der Aus-
bildung sowie die Zielrichtung
dargestellt. Inzwischen hat das
Hochwasser, das Anfang Au-
gust von Bayern bis Hamburg
die Hälfte der Bundesländer
direkt betroffen hat und die
andere Hälfte zur Unterstüt-
zung bei der Schadensbewälti-
gung erforderte, die Notwen-
digkeit des Neuansatzes be-
stätigt.

Aktuelle Bestätigung

Unter der Überschrift �Alte
Zöpfe müssen weg� fragte
Wolf R. Dombrowsky in der
Ausgabe 34 des Rheinischen
Merkur: �Warum wursteln
noch immer Ressorts mehr ne-
ben- und gegeneinander, statt
koordiniert zu handeln? ...
Warum gibt es in Deutschland
immer noch 16 Katastrophen-
schutze , die ohne Verbindung
zu Natur-, Umwelt-, Gesund-
heits- und Arbeitsschutz ste-
hen?� Dombrowsky, seit Jah-
ren in der Katastrophenfor-
schungsstelle der Universität
Kiel engagiert, hat zuletzt mit
dem vom Bund finanzierten
und von den Ländern begleite-
ten Projekt �Schutzdatenatlas�
versucht, eine internet-gestütz-
te Basis für eine umfassende
Katastrophenvorbeugung, -ab-
wehrplanung und -bekämp-
fung zu schaffen. Dass diese
Idee noch keine Verbreitung
gefunden hat, kann auch als
Beweis für die gegenseitige Ab-
schottung der einzelnen Berei-

sche) oder politische nicht
außer Acht bleiben. 

Als Sicherheitskoordinie-
rungsausschuss, so eine der
Konsequenzen, sollte mit ge-
wisser Regelmäßigkeit zuhause
ein Gremium tagen, dem ne-
ben der Verwaltungsleitung
zum Beispiel Vertreter des Be-
völkerungsschutzes, der Ge-
sundheits- und der Veterinär-
verwaltung sowie der Polizei,
der Kriminalpolizei und der
Bundeswehr angehören müss-
ten. Hier wären im offenen

che, oder zumindest für das
nicht vorhandene Bewusstsein
für die verbindende Aufgabe
gesehen werden.

Sicherheitspolitische
Aspekte

Bewusstsein schaffen, Ko-
operationsmöglichkeiten auf-
zeigen und natürlich auch
übungsmäßig praktizieren, das
sind die Intentionen, die der
inhaltlichen Planung des Semi-
nars zugrunde lagen. Zwar
gehört bei nahezu jedem die
Tageszeitung zur regelmäßigen
Lektüre. Wenn in einer kom-
primierten Form aber die si-
cherheitspolitische Lage aufbe-
reitet wird, zeigt sich Überra-
schung in vielen Gesichtern. 

Aktuell sind El Qaida und
Irak die meistgenannten Na-
men in Verbindung mit exter-
ner Bedrohung, die im glei-
chen Atemzug trotzdem weit
weg geschoben wird. Verbin-
dungen aufzuzeigen, das oft
angesprochene Netzwerk wirk-
lich einmal mit Linien und
Verknüpfungen zu füllen und
damit vom Baskenland über
Nordafrika bis hin in die Ber-
ge Afghanistans Zusammen-
hänge heraus zu arbeiten,
gehört zu einer solchen Be-
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wortung stehenden Amtsträger
bereit sind zu tragen. In einfa-
cher Definition wird das Risi-
ko als Produkt aus Eintritts-
wahrscheinlichkeit und Scha-
densumfang angegeben. Damit
wird ein unwahrscheinliches
Ereignis, das jedoch ein hohes
Schadenspotenzial in sich
birgt, letztendlich doch ver-
gleichbar mit alltäglichen Vor-
fällen kleinerer Bedeutung.
Kernkraftwerke sind für die
meist eher emotional geführ-
ten Diskussionen ein exzellen-
tes Beispiel. 

Etwas, was für uns physisch
nicht wahrnehmbar ist, wird

nämlich mit langjähriger Er-
fahrung in der Aufbereitung
und Vermittlung von Informa-
tionen, klingen Beispiele an-
schaulich und vernünftig. Zu-
gleich zeigen andere Beispiele,
auch solche aus der Alltags-
welt der Teilnehmer, dass oft
unbedacht und vor allem un-
beabsichtigt, der falsche Ton
getroffen wird. Konsequenzen,
und dafür ist die Krisenkom-
munikation nach Tschernobyl
zwar ein altes, nichtsdestowe-
niger aber besonders anschau-
liches Beispiel, wirken oft lang-
fristig nach und münden
schlimmstenfalls in einem of-
fenen Misstrauen.

Ziel dieses Seminarbausteins
ist nicht nur die Betonung ei-
ner professionellen Öffentlich-
keits- und Medienarbeit. Auf
gleicher Stufe steht die Er-
kenntnis, dass eine solche Auf-
gabe der Zuarbeit aus allen be-
troffenen Bereichen bedarf.
Ein aktuelles Beispiel, bei dem
man zumindest derzeit in den
Medien die Vielzahl der �Aus-
kunftsstellen� und die differie-
renden Inhalte gut verfolgen
kann, ist das Bahnunglück von
Bad Münder. Es soll und kann
an dieser Stelle keine Wertung
vorgenommen werden. Aber
allein die gedruckte Kritik an
tatsächlich oder dem Anschein
nach verantwortlichen Stellen

muss bei Einsatzkräften eben-
so wie bei Anwohnern ein Ge-
fühl von fehlender Fürsorge
bzw. Hilf losigkeit hervorrufen.
Wie sich das auf die Einsatz-
sicherheit und -unterstützung
bei einem vielleicht belanglo-
sen nächsten Unfall mit einem
Gefahrguttransport auswirken
mag, kann man sich leicht vor-
stellen.

Verwaltungsinterne 
Umsetzung

�Schön und gut,� heißt spä-
testens in der zweiten Stunde
die Frage, �aber wo soll das
Personal herkommen, und wer
soll eventuelle Bereitschaftszei-
ten bezahlen?� Beide Fragen
sind beantwortbar. Es ist aber
zu hinterfragen, ob sie eine Be-
rechtigung haben. Sicherheit
ist ein Kostenfaktor. Insbeson-
dere Sicherheitaufwendungen,
für die in der Vergangenheit
kein Bedarf gesehen wurde
und deren derzeitige Notwen-
digkeit mit einer Eintrittswahr-
scheinlichkeit gemessen wird,
die zumindest im Vergleich
mit �üblichen� Unfällen mini-
mal ist, werden gern weniger
ernst genommen. Angebracht
erscheint eher die Frage, wel-
ches Risiko die in der Verant-

mit dem Bürger weiter gesehen
werden, als dies meist unter
der Bezeichnung Öffentlich-
keitsarbeit verstanden wird.
Streng genommen beginnt der
Informationsaustausch bereits
vor der Krise. Als Risikokom-
munikation sollte dabei früh-

senkommunikation� auf viele
Seiten, die im Zusammenhang
stehen mit Problemen von
Wir tschaf tsunternehmen.
Kernpunkt ist die Kommuni-
kation zwischen Betrieb und
Kunden. Insbesondere die Ver-
mittlung von unangenehmen
Botschaften wie etwa der
Rückruf wegen fehlerhafter
Ware oder bei angedrohten
Produktvergiftungen, aber
auch die Rückgewinnung von
Vertrauen nach solchen Aktio-
nen zählen zu den Schwer-
punkten ganzer Sparten von
Beratern. 

In einem ähnlichen Dienst-
leister-Kunden-Verhältnis ste-
hen auch die kommunale Ver-
waltung und die Bürger. Daher
muss seitens der Verwaltung
die Kommunikation zum und

zeitig eine Sensibilisierung des
Bürgers bezüglich potenzieller
Gefahren erreicht werden wie
auch gleichzeitig seine aktive
Mitwirkung beim Erkennen
und Beseitigen von Gefahren. 

Die Krisenkommunikation
bezweckt darüber hinaus die
Schaffung eines Vertrauensver-
hältnisses, das zur konstrukti-
ven Kooperation zwischen al-
len Beteiligten notwendig ist.
Aus kompetentem Mund,

Gespräch alle allgemeinen und
lokalen sicherheitsrelevanten
Erkenntnisse zum gegenseiti-
gen Nutzen auszutauschen.

Behörde-Bürger-Beziehung

Ein weiterer Baustein, der
für das Seminar von großer Be-
deutung ist, fällt unter das
Stichwort Krisenkommunika-
tion. Im Internet stößt man
unter dem Suchbegriff �Kri-
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entweder ignoriert oder im Ge-
genteil angstvoll überbewertet.
Ebenso erscheint etwas, das ge-
rade passiert ist, auch trotz ge-
ringer Wahrscheinlichkeit als
eine auch in naher Zukunft
akute Bedrohung. Die Frage
nach den zu akzeptierenden
Kosten, so diese denn wirklich
entstehen, muss also vor ei-
nem emotional bereinigten
Hintergrund, muss vor beleg-
baren Zahlen nicht nur zur
Wahrscheinlichkeit des Ein-
tritts sondern auch vor sol-
chen, die den potenziellen
Schaden betreffen, beantwor-
tet werden. Und diese Ant-
wort, dessen muss man sich
bewusst sein, drückt das Risiko
aus, das der politisch Verant-
wortliche zu tragen bereit ist.

Nur, müssen wirklich Kos-
ten entstehen? Vieles bedarf
nur organisatorischer Regelun-
gen innerhalb der Verwaltung.
Dazu gilt es zu überlegen, an
welchen Stellen ggf. Informa-
tionen auflaufen, die dem ers-
ten Anschein nach nur auf ein
auf das jeweilige Amt bezoge-
nes Problem hinweisen. Neben
den Bereichen Brandschutz
und Katastrophenschutz kom-
men hierfür u.a.  die Gesund-
heitsverwaltung, die Veterinär-
verwaltung, der Umweltsektor,
die Untere Wasserbehörde
oder die Bauverwaltung in Be-
tracht. Auch die Energieversor-
gung oder der Kommunikati-

Ebene angesiedelt sein. Dem-
zufolge kommt hierfür nur das
Büro des Landrats bzw. Ober-
bürgermeisters in Betracht.
Damit hat die verantwortliche
Person frühzeitig die Möglich-
keit, rückzufragen oder Quer-
hinweise zu geben.

Wichtig ist, und dies kann
sich nur in längerer Zeit ein-
spielen, einen Level für diese
melderelevanten Vorfälle zu
finden. Auch dafür lassen sich
Hilfen finden. Dafür bieten
sich zum Beispiel die Städte
oder Kreise an, die mit diesem
Meldesystem bereits arbeiten.
Damit wäre ein Problem, das

Im Zeitalter des Mobiltele-
fons vergrößert sich der Auf-
enthaltsbereich eines in Rufbe-
reitschaft befindlichen Mitar-
beiters. Zugleich erhält er
mehr Möglichkeiten, auf Da-
ten der Verwaltung zurück zu
greifen sowie Maßnahmen zu
veranlassen. Für diese nicht zu
sehr in die persönliche Frei-
zeitgestaltung eingreifende Re-
gelung gibt es unterschiedliche
Abgeltungsregelungen, begin-
nend mit der Frage, wie viele
Bereitschaftsstunden den Wert
einer Arbeitsstunde ergeben.
In Tarifverträgen finden sich
Kostensätze für tatsächlich aus

meist in Verbindung mit Kos-
ten gesehen wird, relativ ein-
fach zu lösen.

Anders sieht dies aus, wenn
an die unverzichtbaren Rufbe-
reitschaften heran gegangen
wird. In vielen Bereichen sind
Rufbereitschaften in den letz-
ten Jahren abgebaut worden,
getreu nach dem Motto:
�Wenn zehn Jahre nichts pas-
siert ist, dann wird auch in den
nächsten zehn Jahren nichts
passieren.� Allerdings sind
auch hier verschiedene Ereig-
nisse, die bis hin zu staatsan-
waltschaftlichen Ermittlungen
geführt haben, BeleSg dafür,
dass diese Einstellung eher als
naiv denn als verantwortungs-
voll bezeichnet werden muss. 

Rufbereitschaften sind grund-
sätzlich unverzichtbar. Es ist
nur die Frage, für welche Be-
reiche sie einzurichten sind
und welche Randbedingungen
zu erfüllen sind. Auf jeden Fall
ist sie nicht auf die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen aus den
Aufgabengebieten Feuerwehr
und Katastrophenschutz zu
beschränken. Ebenso wenig
genügt es, der Leitstelle eine
Telefonliste zu überlassen. 

der Rufbereitschaft geleistete
Arbeitsstunden. Insgesamt
wird dabei festzustellen sein,
dass die Umsetzung einer Ruf-
bereitschaft für entsprechen-
des Personal zwar Kosten ver-
ursacht, diese aber, versteht
man sie als Versicherungsprä-
mie, durchaus im Rahmen an-
derer Versicherungen bleibt.

Planbesprechung 
oder Übung

Bereits angesprochen wurde
im ersten Teil, dass der Krisen-
stab im Einsatzfall in der Regel
kein permanent tagendes Gre-
mium sein wird. Von daher er-
halten Übungen für den Kri-
senstab ein anderes Verlaufs-
profil als dies bei Einsatzlei-
tungen oder dem Stab HVB zu
sehen ist bzw. war. Eine Vari-
ante besteht in der Bespre-
chung einzelner Sequenzen
aus einem gedachten Verlauf
mit entsprechenden Zeitsprün-
gen. Damit kommt man einer
möglichen Realität relativ na-
he, ohne künstliche Längen
oder unwahrscheinliche Lage-
kumulationen. Ein Problem,
schon als solches identifiziert

onsbereich können Probleme
haben, die sie primär selbst be-
treffen, bei näherer Betrach-
tung aber auch sowohl Aus-
wirkungen in andere Zustän-
digkeiten mit sich bringen
oder für die aus anderen Berei-
chen Lösungen bzw. Unter-
stützungen erhalten können.
Um solche Verknüpfungen
frühzeitig zu erkennen, ist eine
Anlaufstelle für alle aus der
Norm fallenden Beobachtun-
gen erforderlich. Diese sollte
auf entsprechend kompetenter



Aus- und Weiterbildung

20

BBBB
eeee

vvvv öööö
llll kkkk

eeee
rrrr uuuu

nnnn
gggg

ssss ssss
cccc hhhh

uuuu
tttt zzzz

        
4444

//// 2222
0000

0000
2222

weg zu sehen auf Krisensitua-
tionen unterschiedlicher Ursa-
chen, wird die AKNZ weiter
gehen. Bestärkend wirkt dabei
das Urteil der bisherigen Teil-
nehmer. Sie haben das Semi-
nar als Anstoß empfunden,
über Themen nachzudenken,
die sie bisher zwar in der Regel
gesehen, aber nicht als sie per-
sönlich betreffend eingeordnet
haben. In der Verantwortung
zu stehen, so die Erkenntnis,
heißt gegebenenfalls auch, zur
Verantwortung gezogen zu
werden.

sprechungen eingegangen wer-
den. Sie machen den Großteil
des Seminars aus, soweit erfor-
derlich ggf. unterbrochen
durch sogenannte Input-Pha-
sen zu strittigen Diskussions-
punkten. 

Erste Ergebnisse

Die AKNZ hat inzwischen
erste Seminare der neuen Art
durchgeführt. Die vorgegebe-
ne Personalliste hat in den an-
gesprochenen Kreisen und
Städten des Öfteren Erstaunen
hervorgerufen. An die eine
oder andere Funktion hatte
man im Zusammenhang mit
Katastrophenschutz noch nie
gedacht. Teilweise führten Pro-
bleme unterschiedlicher Art
dazu, dass die gewünschte Be-
setzung des Krisenstabes nicht
als geschlossene Gruppe abge-
stellt werden konnte. Das wird
sich sicherlich nie vermeiden
lassen. Trotzdem wird auch
zukünftig für das Seminar Kri-
senmanagement die Teilnahme
des Teams in der vorgestellten
Besetzung eine Voraussetzung
bleiben.

Auf dem Weg, über den Tel-
lerrand der Katastrophe hin-

nalstärke, um in außergewöhn-
lichen Situationen alle erfor-
derlichen Maßnahmen eigen-
ständig durchführen zu kön-
nen. Und selbstverständlich
kann dabei auf geschulte Ein-
satzkräfte zurück gegriffen
werden, die zudem über eine
breite Palette von Eigenschutz-
und Einsatzmaterial verfügen.
Allerdings müssen auch Alter-
nativen erwogen werden. Fach-
personal gibt es sowohl in be-
nachbarten Kreisen und Städ-
ten als auch auf der oberen
und obersten Landesebene be-
ziehungsweise bei entsprechen-
den Bundesbehörden. Ebenso
findet man für diverse Aufga-
ben im Zusammenhang mit
unterschiedlichen Krisensitua-
tionen in der Wirtschaft quali-
fiziertes Personal, das einen
Auftrag gern entgegen nimmt.

Die einzelnen Sequenzen
der Planbesprechung bleiben
im Seminar keine Diskussions-
runden. Maßnahmenabfolgen
sind festzulegen, Berichte oder
Meldungen zu fertigen oder,
auch ganz wichtig, Inhalte für
Medienbeiträge, Bürgertelefon
oder verwaltungsinterne Veröf-
fentlichungen zu erarbeiten.

An dieser Stelle soll ver-
ständlicherweise nicht auf die
konkreten Inhalte der Planbe-

miniert sein zum Beispiel
durch den Verdacht auf eine
eingeschleppte Seuche, ebenso
kann der großflächige Ausfall
der Energie- oder Wasserver-
sorgung für hunderttausend
oder mehr Einwohner ein sol-
cher Auslöser sein.

Nicht nur die zu veranlas-
senden Maßnahmen sind zu
erarbeiten. Von gleicher Be-
deutung sind die Identifizie-
rung der beteiligten Stellen,
das Erkennen der verschiede-
nen Zuständigkeiten oder die
Zusammenführung differieren-
der Interessen. Gerade die gele-
gentlich mancher Verwaltung
vorgeworfene Prüfung der Zu-
ständigkeit ist hier wichtig. Sie
soll keinesfalls dazu dienen, ei-
ne Aufgabe zu verzögern oder
wegzuschieben. Vielmehr muss
gerade in solchen Fällen auf
die Einhaltung der vom Ge-
setzgeber fixierten Verantwor-
tungsbereiche geachtet wer-
den, da von den zuständigen
Stellen auch primär die Erfah-
rung für die Bewältigung von
Ausnahmesituationen zu er-
warten ist oder Strategien vor-
geplant sind.

Die bisherigen Planbespre-
chungen zeigen nur zu oft,
dass sich verschiedentlich auf
die Allkompetenz des Kata-

strophenschutzes oder der
Feuerwehr verlassen wird, oh-
ne jemals hinterfragt zu haben,
ob diese tatsächlich gegeben
ist. Sicherlich fehlt vielen Ver-
waltungsbereichen die Perso-

oder erst vermutet, taucht auf.
Dies mag liegen im kriminel-
len Bereich wie etwa eine Er-
pressung des Staates mit der
Androhung von Gewaltaktio-
nen, es mag medizinisch do-


